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Résumé: Dans le domaine du droit d’auteur, les tribunaux ont
eu à traiter de nombreuses plaintes pour des passages copiés
ou  paraphrasés,  dans  de  nouvelles  publications,  de  textes
préexistants. D’autres verdicts ont porté par exemple sur un
site internet copié à la virgule près, sur la qualité d’oeuvre
d’un sculpteur nommée “anneau de feu”, opposée à un grill
nommé “grill-anneau”, sur le droit d’auteur d’un logiciel ou
encore sur un faire-part de décès piraté et ensuite publié sur
un site internet, faire-part dont le caractère d’oeuvre n’a
toujours pas été établi. 

Zusammenfassung:  Im  Berichtsjahr  drehten  sich  mehrere
urheberrechtliche Verfahren um das Kopieren und Paraphrasieren
von  publizierten  Texten.  Weitere  Entscheide  handelten  von
einer sklavisch kopierten Website, der Werkqualität des so
genannten Feuerrings, dem Urheberrecht an einer Software sowie
von  gehackten  und  auf  einer  Internetseite  veröffentlichten
Todesanzeigen, deren Werkcharakter weiterhin ungeklärt bleibt.
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I. Urheberrechtsprozesse

1. Zivilurteile

A. Medienunternehmen kopierte 10‘398  Artikel
1

Mit Urteil 4A_527/2021 vom 17. Februar 2022 beurteilte das
Bundesgericht  einen  Entscheid  des  Handelsgerichtes  Zürich
bezüglich einer Streitigkeit zwischen einem Nachrichtendienst
und zwei Medienunternehmen. Letztere hatten 10’398 Artikel des
Nachrichtendienstes ohne dessen Einwilligung kopiert und auf
ihren  Webseiten  angeboten,  teils  gegen  Bezahlung.  Der
Nachrichtendienst  hatte  von  den  beiden  Medienunternehmen
Schadenersatz  und  Gewinnherausgabe  verlangt.  Das
Handelsgericht  wies  die  Klage  mit  der  Begründung  ab,  der
Klägerin  fehle  die  Aktivlegitimation,  da  sie  ihre
Rechteinhaberschaft  nicht  für  alle  10‘398  Artikel  beweisen
könne. Diese wandte dagegen ein, dass ihr die Urheberrechte an
den fraglichen Artikeln durch Arbeits- und Mitarbeitsverträge
konkludent  abgetreten  worden  seien.  Ausserdem  sei
unbestritten,  dass  die  „meisten“  Artikel  von  der
Chefredaktorin verfasst worden seien. Auf jeden Fall aber sei
sie als Herausgeberin gestützt auf die Vermutung von Art. 8
Abs. 2 URG ohnehin aktivlegitimiert.
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Das  Bundesgericht  folgte  der  Argumentation  des
Nachrichtendienstes  nicht,  sondern  schützte  das  Urteil  der
Vorinstanz:  Zwar  könnten  juristische  Personen  Urheberrechte
derivativ erwerben und gerichtlich durchsetzen. Es sei auch
naheliegend, dass per Arbeitsvertrag Urheberrechte konkludent
übertragen würden, sofern dies zur Zweckerreichung benötigt
sei. Aber dies „versteht sich indes nicht von selbst, sondern
ist anhand der konkreten Vertragsgestaltung und der Umstände
im Einzelfall zu prüfen“ (E.4.2.). Der Nachrichtendienst habe

https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=17.02.2022_4A_527-2021&sel_lang=de#lsmark_0


vorliegend  nicht  beweisen  können,  an  welchen  der  10’398
Artikeln er Urheberrechte inne habe, und ob er qua Art. 8 Abs.
2 URG zur Ausübung von Urheberrechten befugt sei. Die absolute
Behauptung, alle Artikel würden von aktuellen oder ehemaligen
Mitarbeitenden  des  Nachrichtendienstes  stammen,  und  er  sei
daher  Rechtsinhaber,  verfing  aus  Sicht  des  Bundesgerichtes
nicht.  Somit  scheiterte  die  Beurteilung  der  eigentlich
wichtigen  Frage,  nämlich  ob  die  beiden  eingeklagten
Medienunternehmen  zu  Recht  massenhaft  Texte  des
Nachrichtendienstes genutzt hatten, schon an der Hürde der
Aktivlegitimation  (vgl.  Kübler,  Hohe  Anforderungen  an  die
Aktivlegitimation, medialex 03/22).

B. Paraphrasierung eines Artikels
3

Das Handelsgericht Zürich hatte im Entscheid HG 21050-O vom
25.  01.  2022  darüber  zu  entscheiden,  ob  der  klägerische
Artikel  „500  Hotels  suchen  Käufer“  zu  Unrecht  vom
Medienunternehmen  X  als  Basis  für  einen  eigenen  Beitrag
verwendet worden sei. Die Klägerin klagte auf Löschung des
Artikels. Die Beklagte bestritt eine Urheberrechtsverletzung.
Das  Handelsgericht  bejahte  zunächst  die  Werkqualität  des
klägerischen Textes. Anschliessend hielt es fest, die Beklagte
habe das Werk der Klägerin zwar «übernommen“, aber es sei zu
prüfen, ob es sich um eine „Neugestaltung“ handle oder um eine
Bearbeitung, und ob sich die Beklagte allenfalls auf Schranken
gemäss Art. 28 Abs 2 URG (Berichterstattung über aktuelle
Ereignisse) oder Art. 25 (Zitierfreiheit) berufen könne.
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Bei der Prüfung, ob eine „Neugestaltung“ vorliege, befasste
sich das Gericht mit der Praxis des „Paraphrasierens“: „Wird
ein  ganzer  Satz  sinngleich  oder  sinnähnlich  formuliert,
spricht man auch von Paraphrase. Die Paraphrasierung eines
Textes  oder  wesentlicher  Teile  eines  Textes  ist  keine
eigenständige  Neugestaltung.  Dies  gilt  grundsätzlich  auch
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dann, wenn die Reihenfolge von Sätzen teilweise umgestellt
wird.“ Das Handelsgericht kam richtigerweise zum Schluss, dass
der klägerische Text trotz gewissen Änderungen nach wie vor
deutlich  erkennbar  und  der  Text  der  Beklagten  keine
eigenständige  individuelle  Schöpfung  war.

5

Es verneinte weiter das Vorliegen der Tatbestandsmerkmale von
Art.  28  Abs.  2  und  Art.  25  URG,  unter  anderem  mit  dem
richtigen Hinweis: „Vorliegend wird das Zitat benutzt, eine im
Wesentlichen  integrale  Übernahme  des  Ursprungstextes  zur
rechtfertigen,  ohne  dass  dies  durch  den  Zitatzweck
gerechtfertigt  wäre“.
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Folglich  wurde  das  Begehren  um  Löschung  gutgeheissen.  Die
Schwierigkeiten  bei  der  Rechtsdurchsetzung  finanzieller
Ansprüche  in  Folge  ausservertraglicher
Urheberrechtsverletzungen  sind  hinlänglich  bekannt
(Egloff/Heinzmann  in  Barrelet/Egloff  [Hrsg.],  Das  neue
Urheberrecht, 4. Aufl. 2020, Art. 62 N 19). Hier besteht seit
langem  gesetzlicher  Anpassungsbedarf,  damit  Nutzende  nicht
praktisch  risikofrei  unerlaubt  geschützte  Werke  abkupfern
können. So ist wohl auch zu erklären, dass sich die Klägerin
im vorliegenden Fall auf ein Löschungsbegehren beschränkt hat.
Dieses  Vorgehen  war  erfolgreich,  indem  sie  ein  wichtiges
Präjudiz über die Unzulässigkeit des Paraphrasierens erwirken
konnte. Dieser wurde allerdings nicht einstimmig gefällt, wie
sich  in  der  vom  Handelsgericht  Zürich  publizierten
Mindermeinung  nachlesen  lässt
(https://www.gerichte-zh.ch/fileadmin/user_upload/entscheide/o
effentlich/HG210105-O6_01.pdf).
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Siehe  zum  Urteil  des  Handelsgerichts  Zürich  auch  die
Besprechung  von  Mario  Minder,  Paraphrasieren  ist  (k)eine
Neugestaltung – die Grenze des Schutzbereichs, medialex 04/22.
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C. Sklavische Kopie einer Website
8

Die Cour de Justice Genève hatte sich im Urteil ACJC/283/2022
vom  01.03.2022  mit  der  Frage  zu  befassen,  ob  die  von
Rechtsanwalt A. gestaltete Internetseite zu Unrecht von der
beklagten Anwaltskanzlei B. kopiert worden sei. Beide Parteien
bieten  juristische  Dienste  im  Bereich  Strassenverkehrsrecht
an. A. ersuchte das Gericht, der Gegenseite gestützt auf URG
und UWG vorsorglich die weitere Nutzung ihrer Webseite zu
verbieten. Das Gericht kam zum Schluss, die von A. gestaltete
Webseite, also die grafische Oberfläche wie auch die gewählte
Struktur,  sei  als  urheberrechtlich  geschütztes  Werk  zu
qualifizieren.  Angesichts  des  engen  Spielraums,  den  die
Gestaltung von Webseiten böte, sei sie genügend individuell.
Weiter bewertete das Gericht die Webseite der B. als eine fast
sklavische  Kopie,  sowohl  hinsichtlich  der  Gestaltung,  der
Struktur und der Texte. Zwar seien allgemeinen Begriffe aus
dem Strassenverkehrsrecht wie „Alkohol am Steuer“, „Raserei“
oder „Führerscheinentzug“ nicht geschützt, aber B. habe ganze
Textteile der Webseite von A., seine Beispiele, Rubriken usw.
übernommen, oft nur ungeschickt paraphrasiert. Nach einigen
Interventionen des Gesuchstellers habe der Gesuchsgegner zwar
einige Änderungen vorgenommen – und damit stillschweigend die
Rechtswidrigkeit  seiner  Webseite  anerkannt  -,  aber  die
Änderungen seien ungenügend: Immer noch sei ein grosser Teil
der Texte identisch . Damit war für das Gericht ausreichend
glaubhaft gemacht, dass Art. 10 Abs. 1 und Art. 11 Abs. 1 URG
verletzt seien (E.3.2.2). Es erachtete aber den Antrag des
Gesuchstellers,  die  Webseite  von  B.  abzuschalten,  als
unverhältnismässig. So wies es die Gesuchsgegnerin B. an, ihre
Website so zu ändern, dass sie nicht mehr eine sklavische
Kopie („copie servile“) der Webseite von A. darstelle.
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In diesem Verfahren um provisorische Massnahmen erachtete es
das Gericht für glaubhaft, dass eine Urheberrechtsverletzung
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nach Art. 10 Abs. 1 und Art. 11 Abs. 1 URG vorliege. Dies ist
insofern interessant, als dass sich diese beiden Normen für
ein  und  dieselbe  Handlung  («kopieren»)  eigentlich
ausschliessen:  Denn  entweder  handelt  es  sich  um  eine
unerlaubte  Werknutzung  (Art.  10  Abs.  1)  oder  um  eine
unerlaubte Werkänderung also um eine Bearbeitung (Art. 11 Abs.
1). Doch gerade der vorliegende Fall einer fast sklavischen
Übernahme  eines  Werkes  und  der  nachträglich  halbherzig
angebrachten  Änderungen  zeigt,  dass  die  Subsumtion  solcher
«Nutzungen» nicht immer einfach ist. Im Zweifel ist davon
auszugehen, dass es sich um eine Bearbeitung gemäss Art. 11
Abs. 1 handelt, bei der das ursprüngliche Werk problemlos
erkennbar ist.

D. Feuerring und Blumentopf
10

Das  Bundesgericht  hatte  im  Entscheid  4A_472/2021  vom
17.06.2022 über das Urteil des Handelsgerichts Aargau vom 3.
August  2021  (HOR.2019.16)  zu  befinden.  Im  Zentrum  dieser
heissen Streitigkeit stand der seit 2010 (CH) bzw. 2011 (EU)
patentierte „Feuerring“ eines Bildhauers. Dieser klagte gegen
den Herausgeber eines „Grillrings“, der 2014 auf den Markt
gekommen war. Das Handelsgericht Aargau sprach dem «Feuerring»
des Klägers Werkqualität zu, allerdings nicht wie vom Kläger
beantragt nach Art. 2 Abs. 2 lit. c URG (bildende Kunst),
sondern nach Art. 2 Abs. 2 lit. f URG (angewandte Kunst). Es
kam  weiter  zum  Schluss,  dass  nicht  alle  «Grillringe»  des
Beklagten das Urheberrecht des Klägers verletzen würden. Für
die rechtsverletzenden Grillgeräte jedoch erliess das Gericht
gestützt  auf  Art.  62  Abs.  1  lit.  a  und  b  URG  ein
Verbreitungsverbot  sowie  die  Pflicht  zur  Vernichtung
derselben. Siehe zu diesem Urteil auch Künzi, Videos, Erben,
Grill und Öffentlichkeitsprinzip, medialex 07/22, N 3 ff.
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Gegen dieses Urteil erhoben beide Parteien Beschwerde beim
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Bundesgericht. Der Kläger verlangte, dass alle „Grillringe“
des  Beklagten  verboten  würden,  während  der  Beklagte  sich
dagegen wehrte, dass überhaut auch nur einer seiner Grillringe
als urheberrechtsverletzend qualifiziert würde.
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Das Bundesgericht befasst sich eingangs mit der Kritik der
Lehre  an  seiner  Rechtsprechung  zu  Werken  der  angewandten
Kunst, insbesondere zu der Frage, was der «kleinere Spielraum»
hinsichtlich Anforderung an die Individualität bedeutet. Das
Bundesgericht hielt fest: Für alle Werkkategorien würden die
gleichen  Schutzvoraussetzungen  gelten,  doch  sei  bei
Gebrauchsgegenständen  der  Gestaltungsspielraum  eben
eingeschränkter.  Daher  müsse  sich  die  individuelle
künstlerische  Gestaltung  „aus  demjenigen  Teil  ergeben,  der
nicht  bereits  durch  den  Gebrauchszweck  vorgegeben  ist“
(E.5.3). Das Gericht erörterte weiter die unterschiedlichen
Schutzvoraussetzungen nach Urheber- und Designrecht.
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Es kam im vorliegenden Fall zum Schluss, dass der klägerische
Feuerring sich im Gesamteindruck künstlerisch eindeutig vom
„damals bekannten Formenschatz des Grills“ abhob. Es käme ihm
daher urheberrechtliche Individualität zu, und die Vorinstanz
habe dem Feuerring zu Recht Werkqualität nach Art. 2 Abs 1 URG
zugestanden. Es schützt das vorinstanzliche Urteil auch in der
Frage, welche Modelle des Beklagten unerlaubt das klägerische
Werk kopieren würden: Die treffe für die Modelle „dimidus“,
„conicum“  und  „hemisfär“  zu.  Dagegen  würden  sich  die
beklagtischen Modelle „vesta“ und „dimidus altus“ klar vom
Feuerring unterscheiden. Besonders „dimidus altus“ wirke im
Vergleich zum Feuerring «plump und eher wie ein Blumentopf».
Dies dürfte durch die Blumen gesagt etwa Folgendes bedeuten:
Der Kläger möge doch froh sein, dass die beiden Modelle des
Beklagten nicht als Kopien seines deutlich eleganteren Werkes
anzusehen seien. Die klägerischen Ansprüche aus UWG wurden
abgelehnt.



E. Urheberrecht an Software (Tracking-System zur
Verfolgung von Ameisen)
14

In seinem Entscheid 4A_317/2022 vom 22. November 2022 musste
das Bundesgericht einen Entscheid des Kantonsgerichtes Waadt
beurteilen. Die Universität Lausanne hatte verlangt, es sei
ihrer  ehemaligen  Angestellten  A.  zu  untersagen,  sich  als
Inhaberin  der  Urheberrechte  an  einer  spezifischen  Software
auszugeben.  Die  Beklagte  A.  war  von  2006  bis  2012  als
Doktorandin  und  Assistentin  in  der  Abteilung  „écologie  et
évolution“  mit  Jahresarbeitsverträgen  bei  der  Universität
Lausanne  angestellt  gewesen.  Im  Rahmen  dieser  Tätigkeit
verfasste  sie  ihre  Doktorarbeit  über  den  Biorhythmus  von
Ameisen. Sie hatte dafür zwischen 2006 und 2011 ein „Tracking-
System“  zur  Verfolgung  der  Ameisen  sowie  Software  zur
Verarbeitung  der  Tracking-Daten  entwickelt.  Auf  Wunsch  des
Professors,  der  für  ihre  Dissertation  zuständig  war,
veröffentlichte  A.  die  Software  auf  der  Plattform  GitHub,
allerdings mit dem streitgegenständlichen Vermerk „Copyright ©
A. ….. all rights reserved“.
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Das Bundesgericht kam zu folgendem Schluss: Art 17 URG sei
nach  überwiegender  Lehre  nicht  auf  öffentlich-rechtliche
Arbeitsverhältnisse anwendbar. Aber Bund und Kantone hätten in
ihren  Gesetzen  Grundlagen  geschaffen,  die  die  Rechte  an
Software, die von ihren Forschenden im Rahmen ihrer Tätigkeit
erstellt wurde, an die Universitäten abgetreten würden. Ein
solcher Passus findet sich auch im Gesetz der Universität
Lausanne  (LUL),  dem  auch  das  Rechtsverhältnis  der  beiden
Parteien  unterstand.  Gemäss  unbestrittener  Auslegung  des
Kantonsgerichts  regelt  das  LUL  die  Nutzungsrechte  an
Computerprogrammen  in  gleicher  Weise  wie  Art  17  URG.  Das
kantonale Gericht habe weiter willkürfrei festgestellt, dass
das Pflichtenheft von A. alle Schritte im Zusammenhang mit der
Erstellung der Dissertation umfasse und dass die Dissertation

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=01.01.2022&to_date=31.12.2022&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=Urheberrecht&rank=4&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F22-11-2022-4A_317-2022&number_of_ranks=3994


ohne  die  strittige  Software  nicht  hätte  verfasst  werden
können. Somit wurde den Begehren der Universtität Lausanne
stattgegeben und A. musste den Vermerk entfernen.
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Anzumerken ist: Art. 17 URG räumt dem Arbeitgeber nur die
Verwendungsbefugnisse  an  Software,  nicht  aber  die
persönlichkeitsrechtlichen  Elemente  gemäss  Art.  9  URG  ein.
Dies dürfte auch für die erwähnten Bundes- und Kantonsgesetze
gelten. A. hätte also ihre Nennung als Urheberin der Software
verlangen können.

F. Bearbeitung eines Comic
17

Die Witwe des bekannten, 2012 verstorbenen Comicatuoren C.
wurde  von  der  amerikanischen  company  A.  vor  der  Cour  de
Justice  Genève  eingeklagt.  Der  Entscheid  ACJC/841/2022  vom
15.06.2022 drehte sich um die Bearbeitungsrechte eines Buches
des Comicautoren. Dem Streit ging ein Geflecht von Verträgen
und  Rechtsübertragungen  voraus,  die  C.  noch  zu  Lebzeiten
unterzeichnet hatte. In der Folge waren die Rechte mehrfach
weiter «gewandert».
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2018 beauftrage die A. einen bekannten Künstler und Designer,
das fragliche Werk von C. als Videospiel zu adaptieren. Die
Witwe von C. war der Ansicht, dass dies ohne ihre Zustimmung
nicht  zulässig  sei,  da  die  A.  die  entsprechenden
Bearbeitungsrechte am Werk nicht innehabe und sie ausserdem
Inhaberin des «droit moral» sei. Die Witwe äusserte sich im
Internet öffentlich gegen das Projekt zur Erarbeitung eines
Videospiels, basierend auf dem Werk ihres verstorbenen Mannes.
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Da aussergerichtliche Schritte nicht fruchteten, sah sich die
A. company gezwungen, vorsorgliche Massnahmen gegen die Witwe

https://justice.ge.ch/apps/decis/fr/acjc/show/3029211


zu  beantragen.  Das  Gericht  sprach  im  September  2021
vorsorgeweise  ein  entsprechendes  Verbot  aus  (Urteil
ACJC/1130/2021) und setzte eine Frist, innert welcher die A.
company eine Leistungs- und Feststellungsklage einreichte.
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Das kantonale Gericht kam zum Schluss, dass die klagende A.
company belegen konnte, die Bearbeitungsrechte am fraglichen
Werk von C. zu besitzen. Die Witwe habe dieses Recht durch
ihre falschen Aussagen im Internet verletzt und das ganze
Projekt gefährdet. Es sei von einer Wiederholungsgefahr der
uneinsichtigen Beklagten auszugehen. Daher verbot das Gericht
Frau  B.  unter  Strafandrohung,  die  Adaption  des  fraglichen
Werkes  für  ein  Videospiel  weiterhin  zu  stören.  Auf  das
subsidiäre Feststellungsbegehren wurde nicht eingetreten.

2. Strafurteile

Sind Todesanzeigen Werke im Sinne des URG?
21

Die Strafkammer des Obergerichtes Bern hatte sich im Entscheid
vom 23.08.2022 (Beschluss 22 73/74) mit der Einstellung eines
Strafverfahrens wegen unbefugter Datenbeschaffung, Verwertung
fremder  Leistung,  Urheberrechtsverletzung  u.a.  zu  befassen.
Die Privatklägerinnen wehrten sich gegen die Einstellung des
Strafverfahrens:  Die  Beschwerdegegnerinnen  hätten  sich
unerlaubt  in  das  Datenverarbeitungssystem  der
Beschwerdeführerin 2 gehackt, um Todesanzeigen herunterzuladen
und auf ihrer Internetseite zu veröffentlichen. Sie hätten
damit  unter  anderem  auch  die  Urheberrechte  der
Beschwerdeführerinnen  verletzt.  Das  Obergericht  kam  zum
Schluss, dass «…die Frage, ob es sich bei Todesanzeigen um
Werke im Sinne des URG handelt, durch die Literatur- oder
Rechtsprechung noch nicht geklärt ist. (…) Nach dem Grundsatz
«in  dubio  pro  duriore»  ist  diese  Frage  aber  durch  ein
Sachgericht  zu  prüfen.“  Daher  hob  es  die  Einstellung  des



Strafverfahrens auf und wies die Staatsanwaltschaft an, das
Strafverfahren weiterzuführen. Wir verfolgen mit Spannung, wie
es mit der Werkqualität von Todesanzeigen weitergeht.

II. Tarife
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Im Jahr 2022 hat die Eidgenössische Schiedskommission (ESchK)
drei Tarife genehmigt:

GT  4i  (Beschluss  vom  21.  Mai  2022)  (PDF,  650  kB,
04.05.2023)   betr.  Vergütung  auf  Speicher  und
Festplattenlaufwerke  von  digitalen  Geräten
GT 8 (Beschluss vom 2. Dezember 2022) (PDF, 608 kB,
21.03.2023) betr. Nutzungen in Organisationen
Tarif A SUISA (Beschluss vom 14. Dezember 2022) (PDF,
439 kB, 21.03.2023) betr.  Sendungen der SRG SSR
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